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In Sacheh

des Dr. med° ‚

Klägers und Revieioneklägers,

- Prozeßbevollmächtigter:

gegen

den Zulassungsausschuß für Sozialversicherungeärzte, Berlin

sw 68, Lindenstraße 42,
Beklagten und Revieionsbeklagten,

— Prozeßbevollmäahtigter:

hat der 6. Senat des Bundeesozialgerichts am 11° Mai 1955—unter

Mitwirkung des

Sénatspräaidenten _Prof° Dr° Bags

und der Bundesribhter Richter

und Dr„ Langkeit

beschlossen:
£

Der Vollzug des Beschlusses des Beklagten vom 30° September 1952

wird einstweilen ausgeeetzta

Dem Kläger ist durch den angefochtenen Beschluß die Zulassung

zur Ausübung sozialversicherungsärétlidhér Tätigkeit durch Be-

treiben eines medizinisch—diagncstiechen Instituts in Berlin

, . entzogen worden.(■ 15 der Berliner

Zulassungsordnung für medizinisch-diagnostische Institute vom

3. September 1951 in Verbindung mit 9 25 der Zylassungsordnung

für Sozialversicherungeärzte in Berlin vom 3‚ Septembeg 1951)°

Seinem Antrag, den Vollzug dieses Entziehungsbescheids einst—

weilen auszusetzen, war stattzugebeno
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I„ Nach 5 97 Abe. 2 Satz 1 in Verb. mit éé 153 Abs‚ 1, 165 sec
trifft "das Gericht" die Anordnung, daß der Vollzug des ange—
fochtenen Verwaltungeakts einetweilen ausgesetzt wird. Die An—

cränung ergeht als Entscheidung des Gerichte, die nicht Urteil
ist, durch Beschluß. Da das Gesetz eine mündliche Verhandlung

für sie nicht vorgeschrieben hat, kann der Beschluß nach @124
Abs° 3 SGG ohne mündliche Verhenälung ergehen°

Aus der Vorschrift des 5 142 Abs. 1 SGG, die festlegt, welche
Vorschriften äee Sczialgerichtegesetzee für Besehlüsee entspre—

chend gelten sollen; kann für die Frage, in welcher Besetzung

das Gericht den Beschluß nach 5 97 Abs, 2 SGGzu fassen hat,
nichts entnommenwerden„ Nur in 5 169 S. 3 SGGfindet eich‘eine
ausdrückliche Regelung des Gesetzes zu der Frage, wie sich der
entscheidende Senat äee Bundeeeozielgerichts bei einer Beschluß-‘

faeeung zueemmeneetzt; wenn er eine Revision ohne mündliche Ver—«

handlung als unzulässig verwirft, ergeht der Beschluß ohne Zu-

ziehung der Bundeeeozielrichter. Hieraus kann zunächst nur ge—

schlossen werden, daß die Verwerfung der Revision auf Grund

mündlicher Verhandlung unter Zuziehung der Bundeesozielrichter

zu erfolgen hät, nicht jeäcch, daß die Bundeseczialrichter in

allen anderen Fällen einer Beschlußfaesung ohne mündliche Ver—

handlung mitzuwirken haben. Dieee Folgerung wäre nur gerecht—

fertigt, wenn'die Vorschrift des 9 55 s. l in Verb‚ mit 9 40
S. 1 SGG‚.wcnech jeäer Senat in der Besetzung mit einem Vorsit—
zenden, zwei weiteren Beruferichtern und zwei Bundessczial;ich—

tern "tätig wird", in dem umfassenden Sinne üeretanden werden
müßte, daß das Gerichi — abgesehen von den im Gesetz ausdrück—

lidh aufgeführten Ausnahmefällen - nur in dieser Besetzung ent-

scheiden könne. Eine solche Auslegung würde aber nicht mit den

Grundsätzen übereinstimmen, die der Große Senat des Bundessczial;

gerichts in seiner Entecheiäung vom 21. April 1955 -—Am: e s ‘
1/55 — über den Aufgabenhereich der Bundeseozialrichter ent—

wickelt hat° Danach beschränkt eich die Mitwirkung der ehrenamt-«3

lichen Beiei■zer grundsätzlich auf das eigentliche Urteilever—
fahren, nämlich die münäliche Verhandlung (5% 124 Abs. 1, 132
SGG), sowie bei dem schriftlichen Urteileverfahren nach 5 124

Abs. 2 SGGauf die Beechlpßfeseung über das Urteil! In diesem
Teil des Verfanrensbilden, wie der Große Senat ausgeführt hat,
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die rechtskundigen Berufsrichter und die auf Grund ihrer Lebens—

erfehrung und sezialen Stellung berufenen ehrenamtlichen Beisit—

zer eine einheitliche Richterbank„ Sie müesen.zur Eällung einer

Entscheidung und bei ihrer Verkündung, aber auch bei allen in

dieser Sitzung erforderlich werdehden Beschlüssen gemeinsam tä—

tig werden, selbst wenn die Beisitzer bei gleichartigen Beschlüs—

sen außerhalb der mündlichen Verhandlung nicht mitwirken„ Be—

schlüsse außerhalb der mündlichen Verhandlung gehören dagegen

nach der Rechtsprechung des Großen Senats im allgemeinen entwe- ‚
der zu den "vofberei■enden Maßnahmen“ eder

zu den "Vorgängen des
’Verfahrene, äie dem Erlaß der Entscheidung folgen und die not—

wendig sind, um deren Verwirklichung zu ermöglichen und zu ei—

chcrn"° In ähnlichem Sinne hat auch des Bundeserbeitegericht

für das arbeitsgerichtliche Verfahren, das in Ansehung der Stel—€

lung und der Anigahen der ehrenamtlichen Beisitzer im wesent-

lichen auf den gleichen Grundgedanken wie äee Verfahren vor den

Sozielgerichten beruht, in dem Beschluß vom 2. Juni 1954 —? ÄZR

65/53 —ausgeführt, ee liege kein Bedürfnis dafür vor, die Ar—
beiterichter im“Ürteileveriahren mit allen Vorentscheidungén unöi

Nebenentscheiäungen des Rechtestreite, die außerhalb der.mündli-

chen Verhandlung ergehen, zu befassen; sie genügten vielmehr —
ebenso wie Schäffen und Geechwcrene — ihrer Aufgabe, wenn sie

bei der
ebechließenden Entscheidung des Rechtsstreits mitwir—

ken (vgl° Nachschlagewerk des Buhäeeerheitsgerichts —Arbeite—
rechtliche Praxie —nr. 1 zu s 55 ÄIbGG). ‘

Diese Auffassung enisyricht auch dem des sozialgarichtliaha un■

gleichermaßen das arbeitegerichtliéhe Verfahren beherrschenäen

Grundsatz, daß Entscheidunge■.möglichet schnell herbeigeführt

werden sollen (vgl. 5% 104 S, 4, 106 Abs. 2, 109 Abs. 2, 110

8—2, 134 s. 2 SGG,%9 Abs. 1 ArbGG). Dieser Geäankebeen—
eprucht inebesendere dann Geltung, wenn der fraglichen Verant—

echeidung oder Nebenenieeheißung im Rahmen äes 802ia1rechte—

etreite ihrer Natur nach ein besonderer Dringlichkeitecharak—

ter zukommt.Die Anordnungaes Gerichts, daß der Vollzug des ‘
angefochtenen verwaltungeekES einetweilen ausgesetzt wird, ist

eine solche Vorentscheidung„ äie keinen Aufechub ■uldeto Es

würde aber eine weeantliche Verzögerung des Verfahrens beäeu—

ten
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ten, wenn die ehrenamtlichen Beisitzer für die nicht voratezu-

eehenden Fälle der Beechlußfassung nach 5 97 Abs„ 2 GGGbesor—
dere geladen werden müßten, abgesehen davon, daß im Geeehäftc—

bereich des Bundessozialgerichte die Ladung der vom Sitz des

Gerichts oft weit entfernt wohnenden Bunäeesozlelrichter auf

kurze Sicht sich als praktisch kaum durchführbar erweist. An—
derereeits könnte ein Aufechieben der Entscheidung nach @ 97

Abs„ 2 SGG bis zur nächsten "planmäßigen" Sitzung des auch mit

Bundeseozialrichtern besetzten Senats eine mit Sinn und Zweck

des sozialgerichtliehen Verfahrens nicht voreinbare Verzöge—

rung der Entscheidung und damit häufig eine Benachteiligung

des Klägers bedeuten°

Der Senat ist daher davon ausgegangen, daß die Entscheidung

über den Antrag auf einstweilige Aussetzung der Vollstreckung

eines angefochtenen Verwaltungsaktee (@ 97 Abs’ 2 BSG) jeden—
falls dann ohne Mitwirkung der Bundessozialrichter zu treffen

iet, wenn der Beschluß — wie im vorliegenden Rechtsstreit —
außerhalb der mündlichen Verhandlung ergeht°

Nach @97 Abso 2 SGGkann das gericht die einstweilige Aue—
setzung äes Vollzuges eines mit Klage angefochtenen Verwal—

tungeaktee anordnen, :enn der Verwaltungsakt "eine laufende

Leistung herabsetzt oder entzieht"° Die Entziehung der Zu—

laeeung zur Kassenpraxis‚ die einen Verwaltungeakt deretellt‚

iet nach dem Sinn des Gesetzes für die Anwendung des © 97 Abe‚ 2

SGG einem Verwaltungsakt, durch den eine laufende Leistung her—

abgesetzt oder entzogen wird, gleichzuachten° Das gilt zwar

- entgegen der vom Kläger dargelegten Rechtsauffaesung — nicht

deshalb, weil die Einkünfte aus der Kassenpreuis als "laufen—

de Leistungen" i„S„ äee @ 97 Abs° 2 SGG enzueehen wären; der

Verlust des Kaseenhonorars ist nur eine mittelbare Folge der

Entziehung der Zulassung, während 5 97 Abs. 2 SGG von Verwal—

tungeekten handelt, die unmittelbar die Herabsetzung oder Ent—

ziehung von laufenden Leistunben zum Gegenstand haben" Die

ent3prechenäe Anwendung des 5 97 Abs. 2 SGG auf die £ntziehung

der Kaeeenpraxis findet ihre Rechtfertigung vielmehr in der

Erwägung, daß Verwaltungsakte über die Entziehung von laufen—

den Leistungen und Verwaltungenkte, durch welche die Zulassung
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zur Kassenpraxis entzogen wirä, wirtschaftlich gleiche Aus—
wirkunnen für die Beteiligten haben. Eine sinnvnlle Auslegung

des Gesetzes verlangt daher, daß bei Anfechtung solcher Ver—

waltungsakte die Beteiligten auf Antrag den gleichen Voll—

säreckungsschutz erfahren„

Im sozialgerichtli@hen Verfahren haben die Klage und die.

Rechtsmittel der Berufung und RQVision - anders als im Ver—«
fahren vor äen‘allgemeinen Verwaltungsgerichten (vgl. 5 51

M3VO 165, % 51 Verwßß) —nur
in.wenigen bestimm■en Fällen

«aufschiebenäe Wirkung (5%97 Abs. 1, 154 Abs. '1‚ 165 SGG)„
Die typischen Fällé der Anfechtungsklage ver.d■n sozialge—
„xichüen betref£en Varwaltungaakte, üurch die von den Klägern
geltend gemachte Leietungsanspräche_ganz oäer teilwaise ab—

*gelehnt weräen„ $ie ?eters-Sautier—Wnlff (Kommentar zur 30-

zialgerichtsbarkeit, Stand. 2 Nachtrag, Anm. 1 zu 5 97)
mit Recht hervorhebsn, äußert sich.durch den Verwaltungaakt

der Ablehnung in diesen ?ällen ■ie wirtschaftliche Lage des
Änbragstellers nächt Er ist jedenfalls hinsichtlieh seinar 3
'■em Lebensunterhalt äi9nenäen laufen■en Einkünfte nicht

■6hlechter gesteilt als-%isber„éueh khna der Verwaltu■gsl

äk%, der eine Ablehnung aussp?ieht‚ seiher Natur nach nicht

vellzager.werden»seine Wirkungbxaächt■eshalbnicht auf—
{geschehen zu werden. Äus äiasen Gründen kennt üas SGG in An—
lehnung an den fxähßren % l50 i.Verb. mit @@1682, 1710,

1?79 am ——aiafgeäbhen°aumh @224 Ah!-L 3 see - keine allge—
mein aufgehäa%anüe Wimkung—éer Klage unä äer Rechtsmittel„

Wenn Jedach üer‘Verwal$ungaakt in üie äechüastellung des

Klägers äerges■alt eingraift, daß sein Vallzug die wirt—

schaftliche Laga ■eß Klägers an seinam ■achtaii veränäart,
„

gewährt auch das SG? in € 97 sahufz gagen seine Vbllziehung.

.!

Den $atbeständ3n äas @ 97 Aka. 1 ■r. l unä ■r. 2 36% —Erw 3%

hat eimen an■éranEweek —uu■äes 5 9? Abs 2 SGGist gemei■w>
sam, daB die angéfaehüenen V%rWaltungsak%e im allgemeinen
in die laufende Hmtemhalüasi@harung daß Klägersxeingr■ifßn.

Bei_der Kapitälabfiaäung ven Versicharungaanspränahenfä*97
ä

Ahs. 1 Nr. 1 $$$) ist der Eiügri£f in‘üer Linstellung einer

_ 5 _
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higher laufenden Leistung (@@217, 218, 616, 616a, 61? EVO)
zu sehen; mit Recht nimmt deshalb die amtliche Begründung

zu den 55 44, 45 de& Entwurf5 einer Sozialgerichtsordnung

- jetzt @97 SÜG— (Deutacher Bundestag, 1. Wahlperiode,
Drucksache Nr‚ 4357 S„ 27 f„) an, daß die Klage keine auf— -
schiebende Wirkung hat, wenn die Kapitalabfindung wie im

;Fall der Wi“bwenren‘bena'bfindung(@1287s. 2 EVO)nicht mit
äem WGgfall einer laufenäsn Leistung verbunden ist„ —Die

Leistungsrückforäerung (@97 Abs. 1 Nr„ 2 ng), die häufig
mit einer Aufrechnung gegen laufende Leistungsansprüche ver-
bunüen ist, beäa■tet regelmäßig einen wirtschaftlich erheb—

lichen Eingriff ■ür äen Versicherten oder Versorg■ngsberech—
tigten, der erst verantwortet werden kann, wenn die Rückzah—
lungspflicht endgültig feststeht (vgl. die amtliche Begrün—

dung zu % 44 und:45 des Entwurfs a.a.0.‚ s. 28)‚ - Die Her-—
ab&etzung ader Entziehung einer laufenden Leistung — z„B„
einer Rente—{& 97—Äba.2 sea) ist denim %97 Abs_1 Nr., 1
*und 2 SGGbehandelüan Fällen in ihrer wirtschaftlichen Be—
‚deutung für dag Leistungsemp■änger im wasentlichen gleichw

anstellen; si; ist abar auch für die Leistungsträger im

Hinblmck auf die fortlaufende Gewährung van hasanderam Ge—
wicht. Der Gesetageber hat äaher im 5GG für den Fall des
Entzugs einar laufenden Leistüng nicht schon’äer Klageer—
hebung aufschiebenäe wirkung‘ßeigelegt‚ sondern äem Ge—

richt die Entscheiüung üb&r die Äuasetzung des Vallauga
des Verwaltungsakts übertragen„ Das Gericht soll in diesen

Eällen das ö£fentliche Interesse am baldigen Vollzug aes

Vérwaltungsakts unä die Selange des Klägers gegeneinander

abwägen„

Wennder Geae£zgeber in % 97 Abs„ 2 ESGausdrücklich auch
nur den für die ?raxis der Sozialgerichte besanéers wich-
tigen Fall der Entziehung ader Herabsetzung laufen■er

Lgiatungen geregélt hat, sa kommt in äiaser ?o?aghrift

■ach der allgemeine Eadhtagedanke aum kus■ruck, daß bei

Eingriffen der Verwaltung in dauernde Rech£sverhält■isée‚

..7...
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die dem laufenden Unterhalt zu dienen bestimmt oder doch
geeignet sind, dem Geric■t die möglichkeit einer Anssetzung

Qes Vollzuges eines solchen für den Beäroffenen besonders

schwerwiagenden Verwaltungsaktes gegeben aein soll„ Die Ent—

ziehung der Zulassung zur Kassenpraxis stellt einen solchen
Eingriff in ein dauerndes, regelmäßig mit laufenden Einnah-

men verbundenes Rechtsverhältnis dar„ Sie hat für den Betrof—

fenen in äer Reggl keine geringere Bedeutung als dia Ent—

ziehun3 einer laufepdan Sqaialleiatungo Die Einnahmen aus
üer kaasenärzt110hen‚Betätigu■g sind heute im allgemeinen

äßr wichtigste Tsil in äen Ge$amteinnahmen eines zur Kassen—
praxis zugelassenen Arz■es; ihr Wegfall entzieht dem Arét

in den meisten Pällen/Gie Grunälage séiner wirt&chaftlichen

Existenz„ zudem ist äer Vollzug der Entziehung der Kasaen—

praxis, falla &er Kiäger obsiegt, häufig noch schwerer-wie—‚
dergutzumachen als dig rechtswidrig erfolgte ■entenent%i@1

hung„ Andererseits kann daß Fokt%estehen einer zu Unrecht

ansgespxochenen Zulassung für and&re Ärzta, die sich um
die Zulassung bewerben, sehr nachteilig sein„ Beshalb ist

es nach dem Zweck äes Gagetzes geboten, bei Eingriffen der

Yérwaltung in das durch äie Zulassung begründete, auf Dauar
abgestellte Rechtsverhäiéßis dei kassenärxtlichen Berechti-

gung und Varyflichtung äen gleiahen, durch Gerichtgentschei—

dung herbeizuführenden Séhutz gegen den Vollzug zu geben‘

wie bei dem Anspruch aines Berechtigten auf eine laufende

Sozialleistunga In entsyrechender Anwendungdas @97 Abs. 2
3GG kann deshalb äaa Gericht — aueh äas Reviain■sgaricht '

nach 55 153, 155 3G@—■en.vollzug har Zalassungsenüzio-
hung einstweilgn *aussetzen_ (so im Ergebnis Beschluß d S. Ger Ear—

lin vom 8 $eptemüéu 19%4'mit zustimmender Anmefkung van ‘
Hess, Ärz£l° ■ät■eilungan 1995 S, 60; dagegen Bayer. LuS..Ger.j

vnm31 ‚März 1954, Brßith.»1954‚ S. 449 und L S Ger„ QéIle [

van 30. N°?embef 1954, 3 $ 5 1955, 54 42)

Each Anhörung_äas‘■eklagten is? üer Senat zu der Ees%s%el—

lung gelangt, daß öffentli■hg Interessen nicht gefähadet

_ 8 _
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„werden, wenn im vorliegenden Streitfall der Vollzug der Zu—

lassungsentziehung einstweilen ausgesetzt wird, daß anderer—

seits aber die auch nur vorübergehende Einstellung der sozial—

ysxsieherungsärztlich€n Tätigkeit für den Revisionskläger un—

iwiederbringliche Nachteile zur Folge hätte.

“@emAntrag des Klägers auf einstweilige Einstellung der Voll-

Öaiéhung war ü&9haXb ßu enisprechsn„
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